
Tenor 

1. Das Königreich Dänemark hat durch seine Weigerung, Eigenmittel 
zu berechnen und an die Kommission der Europäischen Gemein­
schaften zu zahlen, die im Zeitraum vom 1. Januar 1998 bis 
31. Dezember 2002 anlässlich der Einfuhr von militärischem 
Gerät unter Zollbefreiung nicht erhoben worden sind, und durch 
seine Weigerung, Verzugszinsen im Zusammenhang mit der 
Nichtzahlung dieser Eigenmittel an die Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften zu zahlen, bis zum 31. Mai 2000 gegen 
seine Verpflichtungen aus den Art. 2 und 9 bis 11 der Verord­
nung (EWG, Euratom) Nr. 1552/89 des Rates vom 29. Mai 
1989 zur Durchführung des Beschlusses 88/376/EWG, Euratom 
über das System der Eigenmittel der Gemeinschaften in der durch 
die Verordnung (Euratom, EG) Nr. 1355/96 des Rates vom 8. 
Juli 1996 geänderten Fassung und danach gegen seine Verpflich­
tungen aus den gleichen Artikeln der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1150/2000 des Rates vom 22. Mai 2000 zur Durchfüh­
rung des Beschlusses 94/728/EG, Euratom über das System der 
Eigenmittel der Gemeinschaften verstoßen. 

2. Das Königreich Dänemark trägt die Kosten. 

3. Die Hellenische Republik, die Portugiesische Republik und die 
Republik Finnland tragen ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 48 vom 25.2.2006. 

Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 
15. Dezember 2009 — Europäische Kommission/Republik 

Italien 

(Rechtssache C-239/06) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Einfuhr von mi­
litärischen Ausrüstungsgütern unter Zollbefreiung) 

(2010/C 51/08) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: 
G. Wilms, C. Cattabriga und L. Visaggio) 

Beklagte: Republik Italien (Prozessbevollmächtigte: I. M. Bragu­
glia als Bevollmächtigten im Beistand von G. De Bellis, avvocato 
dello Stato) 

Streithelferinnen zur Unterstützung der Beklagten: Hellenische Repu­
blik (Prozessbevollmächtigte: E.-M. Mamouna, A. Samoni-Ran­
tou und K. Boskovits), Republik Finnland (Prozessbevollmäch­
tigte: A. Guimaraes-Purokoski) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die 
Artikel 2, 9, 10 und 11 der Verordnung (EWG, Euratom) 
Nr. 1552/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Durchführung 

des Beschlusses 88/376/EG, Euratom über das System der Ei­
genmittel der Gemeinschaften (ABl. L 155, S. 1) und gegen die 
entsprechenden Vorschriften der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 
1150/2000 des Rates vom 22. Mai 2000 zur Durchführung des 
Beschlusses 94/728/EG, Euratom über das System der Eigen­
mittel der Gemeinschaften (ABl. L 130, S. 1) — Zollfreie Ein­
fuhr von militärischen Ausrüstungsgütern — Weigerung, die 
Beträge zu berechnen, die eingezogen und den Eigenmitteln 
der Gemeinschaften zur Verfügung gestellt hätten werden müs­
sen 

Tenor 

1. Die Italienische Republik hat dadurch, dass sie die Einfuhren von 
militärischem Gerät in der Zeit vom 1. Januar 1998 bis zum 
31. Dezember 2002 von Zöllen befreit hat und dass sie sich 
geweigert hat, die wegen dieser Befreiung nicht erhobenen Eigen­
mittel und die wegen der innerhalb der Fristen nicht erfolgten 
Bereitstellung dieser Eigenmittel an die Kommission der Europäi­
schen Gemeinschaften geschuldeten Verzugszinsen zu berechnen, 
festzustellen und der Kommission der Europäischen Gemeinschaf­
ten zur Verfügung zu stellen, gegen ihre Verpflichtungen aus den 
Art. 2 und 9 bis 11 der Verordnung (EWG, Euratom) 
Nr. 1552/89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur Durchführung 
des Beschlusses 88/376/EWG, Euratom über das System der 
Eigenmittel der Gemeinschaften in der durch die Verordnung (Eu­
ratom, EG) Nr. 1355/96 des Rates vom 8. Juli 1996 geänderten 
Fassung sowie den gleichen Artikeln der Verordnung (EG, Eura­
tom) Nr. 1150/2000 des Rates vom 22. Mai 2000 zur Durch­
führung des Beschlusses 94/728/EG, Euratom über das System 
der Eigenmittel der Gemeinschaften verstoßen. 

2. Die Italienische Republik trägt die Kosten. 

3. Die Hellenische Republik und die Republik Finnland tragen ihre 
eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 178 vom 29.7.2006. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 
23. Dezember 2009 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Hof van beroep te Brussel — Belgien) — Spector Photo 
Group NV, Chris Van Raemdonck/Commissie voor het 

Bank-, Financie- en Assurantiewezen (CBFA) 

(Rechtssache C-45/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 2003/6/EG — Insider-Geschäfte — Nutzung von 
Insider- Informationen — Sanktionen — Voraussetzungen) 

(2010/C 51/09) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hof van beroep te Brussel
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Spector Photo Group NV, Chris Van Raemdonck 

Beklagte: Commissie voor het Bank-, Financie- en Assurantiewe­
zen (CBFA) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hof van beroep te Brussel — 
Auslegung von Art. 2 und 14 der Richtlinie 2003/6/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 
über Insider-Geschäfte und Marktmanipulation (Marktmiss­
brauch) (ABl. L 96, S. 16) und von Art. 1 der Richtlinie 
2003/124/EG der Kommission vom 22. Dezember 2003 zur 
Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates (ABl. L 339, S. 70) — Nutzung von 
Insider-Informationen — Maximale Harmonisierung, bei der 
den Mitgliedstaaten kein Spielraum in Bezug auf die Begriffs­
bestimmung des Insider-Geschäfts bleibt — Sanktionen, die ver­
hängt werden dürfen — Voraussetzungen 

Tenor 

1. Art. 2 Abs. 1 der Richtlinie 2003/6/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 28. Januar 2003 über Insider-Ge­
schäfte und Marktmanipulation (Marktmissbrauch) ist dahin aus­
zulegen, dass die Tatsache, dass eine unter Unterabs. 2 dieser 
Bestimmung fallende Person, die über eine Insider-Information 
verfügt, für eigene oder fremde Rechnung direkt oder indirekt 
Finanzinstrumente, auf die sich die Information bezieht, erwirbt 
oder veräußert oder dies versucht, vorbehaltlich der Wahrung der 
Verteidigungsrechte und insbesondere des Rechts, diese Vermutung 
widerlegen zu können, eine „Nutzung [dieser Information]“ im 
Sinne dieser Bestimmung durch die genannte Person impliziert. 
Die Frage, ob diese Person gegen das Verbot von Insider-Geschäf­
ten verstoßen hat, ist im Licht der Zielsetzung der Richtlinie zu 
prüfen, die darin besteht, die Integrität der Finanzmärkte zu schüt­
zen und das Vertrauen der Investoren zu stärken, das insbesondere 
auf der Gewissheit beruht, dass sie einander gleichgestellt und 
gegen die unrechtmäßige Verwendung einer Insider-Information 
geschützt sind. 

2. Art. 14 Abs. 1 der Richtlinie 2003/6 ist dahin auszulegen, dass 
der aus einem Insider-Geschäft resultierende Vermögensvorteil ein 
relevanter Gesichtspunkt für die Zumessung einer wirksamen, ver­
hältnismäßigen und abschreckenden Sanktion sein kann. Die Me­
thode für die Berechnung dieses Vermögensvorteils und insbeson­
dere der dafür zugrunde zu legende Zeitpunkt oder Zeitraum 
richten sich nach dem nationalen Recht. 

3. Art. 14 der Richtlinie 2003/6 ist dahin auszulegen, dass dann, 
wenn ein Mitgliedstaat neben den in dieser Bestimmung genann­
ten im Verwaltungsverfahren zu erlassenden Sanktionen die Mög­
lichkeit vorgesehen hat, eine Geldstrafe zu verhängen, bei der 
Zumessung der im Verwaltungsverfahren zu erlassenden Sanktion 
nicht die Möglichkeit und/oder die Höhe einer etwaigen späteren 
Geldstrafe zu berücksichtigen sind. 

( 1 ) ABl. C 107 vom 26.4.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 17. Dezember 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen der Audiencia 
Provincial de Salamanca — Spanien) — Eva Martín Martín/ 

EDP Editores SL 

(Rechtssache C-227/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 85/577/EWG — Art. 4 — Verbraucherschutz — 
Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge — 
Widerrufsrecht — Belehrungspflicht des Gewerbetreibenden 

— Nichtigkeit des Vertrags — Geeignete Maßnahmen) 

(2010/C 51/10) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Audiencia Provincial de Salamanca 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Eva Martín Martín 

Beklagte: EDP Editores SL 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Audiencia Provincial de Sala­
manca — Auslegung von Art. 4 der Richtlinie 85/577/EWG 
des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucher­
schutz im Falle von außerhalb von Geschäftsräumen geschlos­
senen Verträgen (ABl. L 372, S. 31) — Art. 3 EG, 95 EG und 
153 EG — Art. 38 der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union — Widerrufsrecht — Belehrungspflicht des Gewer­
betreibenden — Maßnahmen zum Schutz des Verbrauchers bei 
Nichterfüllung — Nichtigerklärung des Vertrags und Zuständig­
keit des nationalen Gerichts 

Tenor 

Art. 4 der Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 
1985 betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen verwehrt es einem nationalen 
Gericht nicht, von Amts wegen die Nichtigkeit eines Vertrags, der in 
den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, aus dem Grund fest­
zustellen, dass der Verbraucher nicht über sein Widerrufsrecht belehrt 
wurde, obwohl der Verbraucher die Nichtigkeit vor den zuständigen 
nationalen Gerichten zu keinem Zeitpunkt geltend gemacht hat. 

( 1 ) ABl. C 223 vom 30.8.2008.

DE 27.2.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 51/7


